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Gastbeitrag*
Lebenserwartung von Beamtinnen und Beamten

Die Lebenserwartung von Beamtinnen und Beamten beeinflusst künftige Versorgungsaus-
gaben für Pensionen und Beihilfeleistungen. Bei Vorausberechnungen dieser Kosten gilt es 
etwaige Unterschiede zur Gesamtbevölkerung zu berücksichtigen. Dieser Beitrag legt dar, 
wie die Lebenserwartung von Beamtinnen und Beamten zu diesem Zweck ermittelt und vo-
rausberechnet wurde. Es zeigt sich, dass Beamtinnen und Beamte eine höhere Lebenser-
wartung haben als Frauen und Männer der Gesamtbevölkerung. Berücksichtigt man diesen 
Vorteil, ergeben sich hierdurch bis zu 11 % höhere Versorgungsausgaben auf Bundesebe-
ne. Trotz dieses Effektes ist aufgrund der Privatisierungen bei der Deutschen Bahn und der 
Deutschen Post in der Vergangenheit tendenziell mit einem Rückgang der künftigen Versor-
gungsausgaben zu rechnen.

Dr. Felix zur Nieden, Dr. Alexandros Altis

1 Einleitung

Die Lebenserwartung von Beamtinnen und Beam-

ten bestimmt die Bezugsdauer der Pensionen und 

somit auch die Gesamtzahl der (künftigen) Pensio-

närinnen und Pensionäre des öffentlichen Diens-

tes. Ebenso beeinflusst sie die Dauer, während der 

Beihilfeleistungen1 in Anspruch genommen werden. 

Um die entsprechenden Staatsausgaben systema-

tisch planen zu können, ist es deshalb unerlässlich, 

etwaige Unterschiede in der Lebenserwartung zwi-

schen Beamtinnen und Beamten und der Gesamt-

bevölkerung zu berücksichtigen.

Bisherige Befunde zur Lebenserwartung von Be-

amtinnen und Beamten sind rar. Vorhandene Stu-

dien deuten auf eine höhere Lebenserwartung im 

Vergleich zur Gesamtbevölkerung hin. Dies gilt so-

wohl für eine Untersuchung auf Basis von Vollerhe-

bungen (Himmelsreicher und andere, 2008) sowie 

für Studien, die auf Surveydaten beruhen (Luy, 2006; 

Luy und andere, 2015). Für das Alter von 65 Jahren 

quantifizieren Himmelsreicher und andere (2008) 

den Vorteil in der ferneren Lebenserwartung für das 

Jahr 2003 auf 2,0 Jahre für Pensionäre im Vergleich 

zu Männern, die eine gesetzliche Rente empfan-

gen. Luy und andere (2015) hatten für den Zeitraum 

1991/1993 bei Beamten einen Vorsprung in der Le-

*	 Der vorliegende Beitrag ist im Wissen-

schaftsmagazin „WISTA – Wirtschaft und 

Statistik“ des Statistischen Bundesamts in 

der Ausgabe 2/2017 erschienen und wird 

mit freundlicher Genehmigung des Statisti-

schen Bundesamts hier im Originalwortlaut 

abgedruckt.

Befunde und Auswirkungen auf künftige Versorgungsausgaben

benserwartung von 0,6 Jahren im Alter 65 und von 

1,1 Jahren im Alter 40 gegenüber Männern der Ge-

samtbevölkerung ermittelt. Für Beamtinnen haben 

die vorgenannten Autoren einen deutlichen höheren 

Vorteil in der ferneren Lebenserwartung errechnet. Er 

beträgt gegenüber Frauen der Gesamtbevölkerung 

4,4 Jahre im Alter 65 und sogar 5,6 Jahre im Alter 40. 

Beide Untersuchungen weisen zudem eine mit den 

Laufbahngruppen steigende Lebenserwartung nach. 

Neben diesen Untersuchungen, welche die Lebens-

erwartung von Beamtinnen und Beamten in der Pe-

riodenperspektive – für ein Kalenderjahr beziehungs-

weise mehrere Kalenderjahre – erfasst haben, hat Luy 

(2006) auch Daten für die Geburtsjahrgänge 1934 bis 

1952 als Gesamtheit vorgelegt. Diesen Ergebnissen 

zufolge haben Beamte im Alter 65 eine um 2,0 Jahre 

und Beamtinnen eine um 2,9 Jahre längere Lebens-

1		  Beihilfe ist eine finan-
zielle Unterstützung in 
Krankheits-, Geburts-, 
Pflege- und Todesfällen 
für deutsche Beam-
tinnen/Beamte, Solda-
tinnen/Soldaten und 
Berufsrichter/-innen, 
deren Kinder sowie 
deren Ehepartner/

		  -innen, soweit diese 
nicht selbst sozialver-
sicherungspflichtig 
sind. Beihilfe wird für 
diesen Personenkreis 
auch nach der Pensio-
nierung geleistet.
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erwartung als Männer beziehungsweise Frauen der 

Gesamtbevölkerung. Im Alter 45 betrugen die Un-

terschiede 3,4 Jahre bei den Männern und 3,8 Jah-

re bei den Frauen.

Die existierenden Studien haben den Sterblichkeits-

vorteil von Beamtinnen und Beamten nur für Män-

ner (Himmelsreicher und andere, 2008) quantifiziert 

oder beziehen sich auf den 1998 durchgeführten, 

nicht mehr ganz aktuellen Lebenserwartungssur-

vey des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung 

(Luy, 2006; Luy und andere, 2015). Für eine aktu-

elle Vorausberechnung der Versorgungskosten ist 

es deshalb ratsam, die Sterblichkeitsunterschiede 

für beide Geschlechter erneut zu quantifizieren. Ei-

ne solche Auswertung führt der vorliegende Arti-

kel auf Basis amtlicher Statistiken durch. In einem 

zweiten Schritt wird erörtert, welche Annahmen ge-

troffen wurden, um die identifizierten Sterblichkeits-

unterschiede vorauszuberechnen. Auf dieser Basis 

zeigt der Beitrag dann beispielhaft mithilfe von Mo-

dellrechnungen aus dem Sechsten Versorgungsbe-

richt der Bundesregierung (Bundestagsdrucksache, 

2017), wie sich das Berücksichtigen der Sterblich-

keitsvorteile von Beamtinnen und Beamten auf das 

Abschätzen der künftigen Entwicklung der Versor-

gungskosten auswirkt.

2 Sterblichkeitsunterschiede

2.1 Methoden und Daten

Um die Sterblichkeit von Beamtinnen und Beamten 

mithilfe einer Sterbetafel zu quantifizieren, ist der Be-

stand der Ruhegehaltsempfängerinnen und Ruhe-

gehaltsempfänger nach Beamten- und Soldatenver-

sorgungsrecht besonders geeignet. Dieser wird 

jährlich im Rahmen der Versorgungsempfängersta-

tistik des öffentlichen Dienstes zum 1. Januar erho-

ben (Statistisches Bundesamt, 2016). Es handelt sich 

dabei um eine Vollerhebung von Pensionärinnen und 

Pensionären, deren Bestand sich in der Regel2 nur 

durch Zugänge durch Pensionierung und Abgänge 

durch Tod verändert. Zugänge spielen ab Alter 70 

praktisch keine Rolle mehr3, sodass Bestandsverän-

derungen ab diesem Altersjahr nahezu ausschließ-

lich auf Sterbefälle zurückgeführt werden können. 

Folglich kann die Zahl der Sterbefälle nach Geburts-

jahr aus der Differenz der Bestände zum jeweiligen 

1. Januar eines Jahres ermittelt werden. Es wird an-

genommen, dass sich die Sterbefälle in einem Kalen-

derjahr auf die beiden möglichen Altersjahre des ent-

sprechenden Geburtsjahrgangs von Pensionärinnen 

und Pensionären gleich aufteilen. Mithilfe der Bestän-

de zum jeweiligen Jahresanfang und den Sterbefällen 

nach Altersjahren lassen sich dann altersspezifische 

Sterbewahrscheinlichkeiten von Beamtinnen und Be-

amten ab einem Alter von 70 Jahren berechnen. Ster-

bewahrscheinlichkeiten bilden die Grundlage der Be-

rechnung einer Sterbetafel, aus der die Werte für die 

Lebenserwartung hervorgehen.

Wie bei den für die Gesamtbevölkerung berech-

neten Sterbetafeln üblich, werden die altersspezi-

fischen Sterbewahrscheinlichkeiten für einen Drei-

jahreszeitraum berechnet, um Zufallsschwankungen 

auszugleichen. Als Betrachtungszeitraum wurden 

hierfür die Jahre 2010 bis 2012 ausgewählt. Für die-

sen Zeitraum liegt auch eine allgemeine Sterbetafel 

vor, die als Basissterbetafel der 13. koordinierten Be-

völkerungsvorausberechnung diente (Statistisches 

Bundesamt, 2015b). Auf diese Vorausberechnung 

bezieht sich auch der aktuelle Sechste Versorgungs-

bericht der Bundesregierung (siehe Kapitel 3).

In Abbildung 1 sind die verwendeten Eingangs-

daten zur Berechnung der Sterbewahrscheinlich-

keiten für Beamtinnen und Beamte nach der ver-

wendeten Geburtsjahrmethode am Beispiel eines 

einzelnen Altersjahres mithilfe des sogenannten Le-

xis-Diagramms schematisch dargestellt. Ein Lexis-

Diagramm ermöglicht durch die Abbildung der Ka-

Abb. 1
Veranschaulichung der verwendeten Daten 
zur Berechnung der altersspezifischen 
Sterbewahrscheinlichkeiten für Beamtinnen 
und Beamte nach der Geburtsjahrmethode
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2		  In ganz seltenen 
Fällen kann die Pension 
disziplinarrechtlich 
aberkannt werden.

3		  Durch eine hinausge-
schobene Regelalters-
grenze auf Antrag 
oder beispielsweise 
bei Wahlbeamtinnen/
Wahlbeamten oder 
Professorinnen/Profes-
soren sind Zugänge bis 
zum Alter 69 noch so 
häufig, dass sich erst ab 
dem Alter 70 zuverlässig 
Sterbewahrscheinlich-
keiten auf Basis der 
Bestände von Ruhege-
haltsempfängerinnen 
und Ruhegehaltsemp-
fängern ableiten lassen.
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lenderjahre auf der x-Achse und der Altersjahre auf 

der y-Achse gleichzeitig auch die Geburtsjahrgänge 

entlang der Diagonalen in diesem Diagramm zu be-

trachten.

Im Zähler zur Berechnung der altersspezifischen 

Sterbewahrscheinlichkeiten (qx) werden alle Sterbe-

fälle (D) von zwei Geburtsjahrgängen genutzt, die 

im Betrachtungszeitraum das entsprechende Alters-

jahr (x) komplett durchlebt haben. Im Nenner wer-

den die Bestände der Beamtinnen und Beamten (P) 

zum 1. Januar des zweiten und des dritten Betrach-

tungsjahres genutzt und mit den Sterbefällen des je-

weiligen Geburtsjahrgangs addiert, die im Vorjahr im 

entsprechenden Altersjahr verstorben sind. Auf die-

se Weise werden die Bestände zu Beginn des Al-

tersjahres ermittelt, zu denen dann die Sterbefälle im 

Zähler ins Verhältnis gesetzt werden, um eine Ster-

bewahrscheinlichkeit für das entsprechende Alter zu 

berechnen:

                   
DII + DIII + DIV + Dvqx = 

          
P01.01.2011 + DII + P01.01.2012 + DIV

Die Berechnung der Sterbewahrscheinlichkeiten 

wurde somit so weit wie möglich analog zu deren 

Berechnung im Rahmen der allgemeinen Sterbetafel 

2010/2012 (Statistisches Bundesamt, 2015a) durch-

geführt. Der einzige Unterschied besteht darin, dass 

für die allgemeine Sterbetafel die Anfangsbestände 

direkt aus den Beständen des Zensus 20114 berech-

net wurden und nicht aus den Beständen zum Jah-

reswechsel. Ebenfalls analog zum Vorgehen bei der 

allgemeinen Sterbetafel 2010/2012 wurden verblie-

bene Zufallsschwankungen mithilfe eines Glättungs-

verfahrens ausgeglichen und Sterbewahrscheinlich-

keiten für besonders hohe Altersjahre mithilfe eines 

Extrapolationsverfahrens generiert (zur Nieden und 

andere, 2016).

Mit der beschriebenen Vorgehensweise lassen sich 

für Beamtinnen und Beamte Sterbewahrscheinlich-

keiten ab einem Alter von 70 Jahren ermitteln. Ent-

sprechend können auf empirischer Basis nur Aus-

sagen zur ferneren Lebenserwartung ab diesem 

Alter getroffen werden. Es ist jedoch naheliegend, 

dass die Sterblichkeitsunterschiede zwischen Be-

amtinnen und Beamten (beziehungsweise von Per-

sonen, die später einmal verbeamtet werden) sich 

im Laufe des Erwerbslebens aufbauen und nicht 

erst nach der Pensionierung relevant werden. Für 

eine Vorausberechnung des Bestands der Pensio-

näre gilt es dies zu berücksichtigen, um die zu erwar-

tenden Versorgungsleistungen nicht systematisch zu 

unterschätzen. Aus diesem Grund wurden Annah-

men getroffen, wie der messbare Teil der Sterblich-

keit von Beamtinnen und Beamten sinnvoll zu einer 

kompletten Sterbetafel ergänzt werden kann. Hierfür 

wurde ein indirektes demografisches Modell (Logit-

Modell) herangezogen, welches es ermöglicht, mithil-

fe einer Basissterbetafel5 den kompletten Verlauf ei-

ner unvollständigen Sterbetafel zu schätzen (Brass, 

1971; Brass, 1975). Aufgrund der Annahme, dass 

sich die Sterblichkeitsunterschiede im Erwerbsleben 

aufbauen, wurden die Modellwerte allerdings nur als 

Indikator für die maximalen Differenzen zwischen 

Beamtinnen und Beamten und der Gesamtbevölke-

rung herangezogen. Es wurde angenommen, dass 

sich die Differenzen ab Alter 26 bis hin zu diesen Ma-

ximaldifferenzen im Alter 60 aufbauen und sich dann 

entsprechend dem Anpassungstrend, der sich ab 

Alter 70 zeigt, wieder reduzieren.

Im Ergebnis ist der altersspezifische Verlauf der Ster-

bewahrscheinlichkeiten von Beamtinnen und Beam-

ten in drei verschiedene Bereiche zu unterteilen:

–	 Von Alter 0 bis 25 handelt es sich um die Werte der 

Gesamtbevölkerung aus der allgemeinen Sterbe-

tafel 2010/2012. Da die Sterblichkeit in dieser Al-

tersklasse ohnehin bereits sehr gering ist, sind die 

Werte für die Lebenserwartung von dieser Annah-

me kaum beeinflusst.

–	 Von Alter 26 bis 69 wurden Schätzwerte entspre-

chend der angenommenen Entwicklung im Ver-

hältnis zur Gesamtbevölkerung verwendet.

–	 Ab Alter 70 wurden die direkt empirisch ermittelten 

Sterbewahrscheinlichkeiten der Beamtinnen und 

Beamten berücksichtigt.

Das gewählte Vorgehen stellt dabei sicher, dass ei-

ne plausible Verlaufsform der Sterbewahrscheinlich-

keiten generiert wird, ohne sprunghafte Verände-

rungen von Altersjahr zu Altersjahr. Solche Sprünge 

wären bei empirisch erhobenen Verläufen basierend 

auf zu niedrigen Fallzahlen beziehungsweise bei 

simplifizierten Annahmen zu beobachten.

4		  Es wurden die opti-
mierten Ausgangs-
daten für die Bevölke-
rungsfortschreibung 
zum Stichtag 

		  9. Mai 2011 genutzt.

5		  Hierfür wurde die all-
gemeine Sterbetafel 
2010/2012 verwendet.
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Werte für dfie fernere Lebenserwartung für junge Afl-

tersjahre von Beamtfinnen und Beamten oder gar 

„befi Geburt“ können aufgrund der notwendfigen Be-

rücksfichtfigung von Annahmen nur afls technfische 

Kennwerte betrachtet werden. Tatsächflfich kann der 

Status Beamtfin bezfiehungswefise Beamter erst fim 

Laufe des Erwerbs flebens erworben werden, weswe-

gen efine finhafltflfiche Interpretatfion dfieser Werte nficht 

angebracht fist. Der Fokus befi der Darsteflflung der 

Ergebnfisse soflfl deshaflb auf Werten flfiegen, für dfie 

kefine oder nur wenfige Schätzwerte notwendfig sfind. 

Hfierfür bfietet sfich das Aflter 70 an, ab dem dfie Ergeb-

nfisse empfirfisch fundfiert sfind, bezfiehungswefise das 

Aflter 60, für das dfie höchsten Dfifferenzen fin den afl-

tersspezfifischen  Sterbewahrschefinflfichkefiten  ange-

nommen wurden.

2.2 Ergebnfisse

Dfie Sterbewahrschefinflfichkefiten von Beamtfinnen 

und Beamten flfiegen fin den nachwefisbaren Aflters-

jahren deutflfich unter denen der Gesamtbevöflke-

rung. Im Aflter 70 sfind sfie befi Beamtfinnen um 31 % 

und befi Beamten um 36 % nfiedrfiger. Mfit stefigendem 

Aflter nehmen dfie reflatfiven Unterschfiede dann ab – 

fim Aflter von 80 Jahren sfind dfie Sterbewahrschefin-

flfichkefiten von Beamtfinnen (um 23 %) und Beamten 

(um 22 %) noch gerfinger afls dfie der Gesamtbevöflke-

rung. In den hohen 90er-Afltersjahren sfind dfie Dfiffe-

renzen dann praktfisch nficht mehr vorhanden. Vor Afl-

ter 70 basfieren dfie Verfläufe auf der Annahme, dass 

sfich Sterbflfichkefitsunterschfiede zwfischen Beam-

tfinnen und Beamten und der Gesamtbevöflkerung 

erst ab Aflter 26 und fim Laufe des wefiteren Erwerbs-

flebens aufbauen, bevor sfie entsprechend des beob-

achtbaren Anpassungstrends wfieder abnehmen. 

Dfie kompfletten Verfläufe der afltersspezfifischen Ster-

bewahrschefinflfichkefiten für Beamte und Beamtfinnen 

fim Vergflefich zur Gesamtbevöflkerung sfind fin der Ab-

bfifldung 2 dargesteflflt. Dfie Schätzwerte für Beam-

tfinnen und Beamte (bezfiehungswefise für Personen, 

dfie später efinmafl verbeamtet werden) sfind afls ge-

strficheflte Lfinfie dargesteflflt, um den hypothetfischen 

Charakter dfieser Werte zu unterstrefichen. 

Dfie fernere Lebenserwartung von Beamtfinnen fim Afl-

ter von 70 Jahren be  trägt den beobachtbaren Ster-

bewahrschefinflfichkefiten zufoflge 18,1 Jahre, dfie von 

Beamten 15,5 Jahre. Dfies entsprficht efinem Vortefifl 

von 1,5 Jahren befi den Frauen und 1,6 Jahren befi 

den Männern gegenüber der Gesamtbevöflkerung. 

Abb. 2
Afltersspezfiffische Sterbewahrschefinflfichkefiten von Beamtfinnen und Beamten sowfie Männern
und Frauen der Gesamtbevöflkerung 2012/2013
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Im Alter von 60 Jahren, für das schon erste Schätz-

werte unter den beschriebenen Annahmen einflie-

ßen, würden die Unterschiede für Frauen 1,9 Jah-

re und für Männer 2,5 Jahre zugunsten der ferneren 

Lebenserwartung von Beamtinnen und Beamten 

betragen. Die Unterschiede scheinen demnach bei 

den Männern etwas stärker ausgeprägt zu sein als 

bei den Frauen. Das Alter 25 wurde als Startpunkt 

der geschätzten und der tatsächlich beobachteten 

Unterschiede in der Sterblichkeit von Beamtinnen 

und Beamten angenommen. In diesem Alter kumu-

liert sich der Sterblichkeitsvorteil in der ferneren Le-

benserwartung zur Gesamtbevölkerung auf 2,2 Jah-

re bei den Frauen und 3,0 Jahre bei den Männern 

(vgl. Tabelle 1).

3 Entwicklung der Versorgungsausgaben

Die Lebenserwartung von Beamtinnen und Beamten 

bestimmt direkt die Bezugsdauer der Pensionen und 

somit auch die Gesamtzahl der (künftigen) Pensio-

närinnen und Pensionäre des öffentlichen Dienstes. 

Ebenso beeinflusst sie die Dauer der Inanspruch-

nahme von Beihilfeleistungen. Beim Vorausberech-

nen der Zahl der Versorgungsempfänger sowie der 

Versorgungsausgaben ist es daher unerlässlich, der 

im Vergleich zur Bevölkerung niedrigeren Sterblich-

keit von Beamtinnen und Beamten Rechnung zu tra-

gen, um die auf die öffentliche Hand zukommenden 

Kosten nicht zu unterschätzen.

Das Statistische Bundesamt führt im Auftrag des 

Bundesministeriums des Innern in jeder Legislatur-

periode die Vorausberechnungen zum Versorgungs-

bericht der Bundesregierung durch. Die wie oben be-

schrieben ermittelten Sterbewahrscheinlichkeiten von 

Beamtinnen und Beamten im Zeitraum 2010/2012 

ermittelte das Statistische Bundesamt anlassbezo-

gen für den Sechsten Versorgungsbericht der Bun-

desregierung (Bundestagsdrucksache, 2017). Für 

die Vorausberechnungen der Zahl der Versorgungs-

empfänger benötigt es auch Sterbewahrscheinlich-

keiten bis zum Vorausberechnungshorizont 2050. 

Die resultierenden Sterbetafeln verwendet das Sta-

tistische Bundesamt außerdem in der Vermögens-

rechnung des Bundes, um Rückstellungen für Pen-

sions- und Beihilfeleistungen zu ermitteln sowie für 

versicherungsmathematische Berechnungen zum 

Versorgungsfonds des Bundes. Im Folgenden soll 

beispielhaft für den Sechsten Versorgungsbericht 

der Bundesregierung aufgezeigt werden, wie groß 

der Einfluss dieser höheren Lebenserwartung von 

Beamtinnen und Beamten auf die vorausberechne-

ten Pensionsausgaben ist.

3.1 Vorausberechnung der Sterblichkeit

Um den Anstieg der Lebenserwartung von Beam-

tinnen und Beamten für den Versorgungsbericht 

der Bundesregierung bis zum Jahr 2050 zu model-

lieren, zog das Statistische Bundesamt die Basisan-

nahme L1 zur Entwicklung der Sterblichkeit aus der 

13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 

als Maßstab heran, die bis zum Jahr 2060 reicht 

(Statistisches Bundesamt, 2015b). Da Beamtinnen 

und Beamte allerdings zu Beginn der Vorausberech-

nung eine deutlich höhere Lebenserwartung als die 

Gesamtbevölkerung aufweisen, wurde zusätzlich 

das etwas geringere Potenzial für einen weiteren An-

stieg berücksichtigt. Hierfür wurde angenommen, 

dass sich der Abstand in der ferneren Lebenserwar-

tung im Alter 60 zwischen Beamtinnen und Beam-

Tab. 1  Vergleich der ferneren Lebenserwartung in ausgewählten Altersjahren für die 
           Gesamtbevölkerung sowie für Beamte und Beamtinnen 2010/2012

1	    Schätzwerte unter Berücksichtigung von Annahmen.
2    Abweichungen durch Rundungsdifferenzen.

  25 ............................................. 53,4 56,4É           +3,0 58,3 60,5É +2,2
  60 ............................................. 21,3 23,7É +2,5Ê 25,0 26,9É +1,9
  65 ............................................. 17,5 19,5É   +2,1Ê 20,7 22,4É +1,7
  70 ............................................. 13,9            15,5            +1,6 16,6            18,1 +1,5
  80 ............................................. 7,7              8,4             +0,7 9,2            10,2 +1,0
  90 ............................................. 3,7              3,9              +0,2 4,2              4,6 +0,4
100 ............................................. 1,9              1,9            ±0,0 2,1              2,1 ±0,0

Jahre

Gesamt-
bevölkerung

Gesamt-
bevölkerung

Vollendetes Alter in Jahren

Männer Frauen

Beamte Differenz Beamtinnen Differenz
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ten und der Gesamtbevöflkerung fim Vorausberech-

nungszefitraum bfis 2060 auf dfie Häflfte reduzfiert. Dfie 

dazu notwendfigen proportfionaflen Anpassungen der 

afltersspezfifischen  Sterbewahrschefinflfichkefiten  fin-

den dabefi ausschflfießflfich oberhaflb des Aflters 25 statt 

– aflso fin den Afltersjahren, fin denen Unterschfiede 

fidentfifizfiert bezfiehungswefise angenommen wurden. 

Dfie vorausberechneten Sterbewahrschefinflfichkefiten 

bfis zum Aflter 25 sfind somfit für dfie Beamtfinnen und 

Beamten und für dfie Gesamtbevöflkerung fidentfisch.

Im Ergebnfis resufltfiert für Beamtfinnen fim Jahr 2060 

efine fernere Lebenserwartung fim Aflter 60 von 30,6 

Jahren, für Beamte von 27,5 Jahren. Das entsprficht 

efinem Zuwachs von 3,7 bezfiehungswefise 3,8 Jah-

ren fim Vergflefich zu den für den Zefitraum 2010/2012 

ermfitteflten Werten. Befi den technfischen Kennwerten 

für dfie Lebenserwartung fim Aflter 25 ergfibt sfich aus 

dem gewähflten Vorgehen efin Anstfieg um rund 

vfierefinhaflb Jahre auf 64,9 Jahre befi den Beamtfinnen 

und etwa fünf Jahre auf 61,3 Jahre befi den Beamten 

(vgfl. Abbfifldung 3).

3.2 Inhaflt und Methodfik der Modeflflrechnungen

Der Sechste Versorgungsberficht der Bundesregfie-

rung enthäflt neben der bfisherfigen Entwfickflung der 

Versorgungsflefistungen des Bundes dfie Vorausbe-

rechnungen der Zahfl der Versorgungsempfänger 

sowfie der Versorgungsausgaben bfis zum Jahr 2050. 

Da der Bund sefit der ersten Föderaflfismusreform fim 

Jahr 2006 nur noch dfie Gesetzgebungskompetenz 

für sefine efigenen Beamtfinnen und Beamten sowfie 

Versorgungsempfängerfinnen und Versorgungsemp-

fänger besfitzt, werden fim Versorgungsberficht der 

Bundesregfierung sefit sefiner vfierten Ausgabe kefine 

Ergebnfisse mehr über (ehemaflfige) Beamtfinnen und 

Beamte der Bundesfländer dargesteflflt. Efinfige Län-

der sfind daher dazu übergegangen, efigene Versor-

gungsberfichte zu veröffentflfichen. Im Rahmen dfie-

ses Aufsatzes wfird nur der aktueflfle Bundesberficht 

betrachtet, das hefißt dfie Entwfickflung befi den Pen-

sfionärfinnen und Pensfionären des unmfitteflbaren 

Bundesberefiches6 und der sonstfigen Berefiche des 

Bundes (finsbesondere Bundesefisenbahnvermögen,

Deutsche Post und Sozfiaflversficherungsträger des 

Bundes). Dfie Afltersstruktur der heutfigen Beamtfinnen 

und Beamten sowfie Berufssofldatfinnen und Berufs-

sofldaten bestfimmt dfie Entwfickflung des Pensfio-

närbestands fin den kommenden Jahrzehnten. Ge-

wfisse Unsficherhefiten ergeben sfich aus dem Pensfi-

onfierungsaflter und der Lebenserwartung. Annahmen 

über künftfige Verbeamtungen bezfiehungswefise über 

Berufungen zur Berufssofldatfin/zum Berufssofldaten 

spfieflen erst fin etwa 30 Jahren und damfit gegen Ende 

Abb. 3
Lebenserwartung fin Jahren fim Aflter von 60 – ab 2013 Annahmen für Beamtfinnen und Beamte
sowfie aus der 13. koordfinfierten Bevöflkerungsvorausberechnug für dfie Gesamtbevöflkerung (L1)
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6   Im unmfitteflbaren 
Bundesberefich werden 
dfie Versorgungsaus-
gaben unmfitteflbar aus 
dem Bundeshaushaflt 
gedeckt und dort auch 
afls soflche verbucht. 
Dfie sonstfigen Efinrfich-
tungen erhaflten übflfi-
cherwefise aflflgemefine 
Zuwefisungen aus dem 
Bundeshaushaflt. Ihre 
Versorgungsausgaben 
werden fim Bundes-
haushaflt nficht dfirekt afls 
soflche ausgewfiesen. 
Auch dfie Deutsche 
Bahn AG und dfie Post-
nachfoflgeunternehmen 
betefiflfigen sfich an den 
Versorgungsausgaben 
der Pensfionärfinnen 
und Pensfionäre des 
Bundesefisenbahnver-
mögens und der Post.
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des Betrachtungszefitraums efine nennenswerte Roflfle. 

Dfie vorausberechneten Sterbewahrschefinflfichkefiten 

wurden für dfie Vorausberechnung der Bestände von 

Beamtfinnen und Beamten und Berufssofldatfinnen/

Berufssofldaten verwendet. Für Wfitwen und Wfitwer 

wurden dfie Sterbetafefln für dfie Gesamtbevöflkerung 

benutzt. Dfie Höhe der künf tfigen Versorgungsausga-

ben wfird neben efinfigermaßen gut schätzbaren Grö-

ßen wesentflfich von der flangfrfistfig kaum prognostfi-

zfierbaren, aber poflfitfisch auch kurzfrfistfig steuerbaren 

Höhe  der  Versorgungsanpassungen  beefinflusst.  Es 

wurde davon ausgegangen, dass dfie künf tfigen Bezü-

geanpassungen genau fin der Höhe des (für dfie Zwe-

cke des Sechsten Versorgungsberfichts projfizfierten) 

Bruttofinflandsprodukts ausfaflflen. Es wurde somfit an-

genommen, dass dfiese befiden Größen bfis zum Jahr 

2050 fim Schnfitt um 2,8 % je Jahr anstefigen. Bezfieht 

man dfie resufltfierenden jährflfichen Versorgungsaus-

gaben auf das entsprechende Bruttofinflandsprodukt, 

so erhäflt man dfie sogenannte Versorgungsquote. In 

der Versorgungsquote neutraflfisfieren sfich aflso dfie Ef-

fekte der schwer prognostfizfierbaren Versorgungsan-

passungen und des Wfirtschaftswachstums. Daher fist 

dfiese Größe sehr aussage kräftfig, um dfie Tragfähfig-

kefit des Versorgungssystems zu beurtefiflen. Außer-

dem enthäflt der Berficht dfie Versorgungs-Steuer-Quo-

te, befi der man dfie künftfigen Versorgungsausgaben 

fins Verhäfltnfis zum prognostfizfierten Steueraufkom-

men des Bundes setzt. Efine detafiflflfierte Beschrefi-

bung aflfler Annahmen fist fim Versorgungsberficht ent-

haflten (vgfl. Abbfifldung 4).

3.3 Entwfickflung der Zahfl von Pensfionärfinnen und 

Pensfionären

Insgesamt zefigen dfie Vorausberechnungen des 

Sechsten Versorgungsberfichts der Bundesregfie-

rung trotz der aflflgemefinen demografischen Entwfick-

flung (geburtenstarke Jahrgänge finsbesondere fin 

der zwefiten Häflfte der 1950er- und den 1960er-Jahre 

und stefigende Lebenserwartung) efinen deutflfichen 

Rückgang der Gesamtzahfl an Versorgungsemp-

fängerfinnen und -empfängern. Im Foflgenden kon-

zentrfieren wfir uns nur auf dfie Entwfickflung der Zahfl 

von Pensfionärfinnen und Pensfionären, da für dfie Vo-

rausberechnung der Hfinterbflfiebenen, wfie berefits 

erwähnt, Sterbetafefln für dfie Gesamtbevöflkerung 

angewendet wurden. Im Gegensatz zum Landes-

berefich (Afltfis/Koufen, 2014, hfier: Sefite 189) fist befim 

Bund nficht mfit efiner Pensfionfierungsweflfle zu rech-

nen. Tatsächflfich kommt es befim Bund finsgesamt zu 

efinem Rückgang der Empfänger von Ruhegehaflt. 

Dessen Hauptursache sfind dfie Prfivatfisfierungen von 

Bahn und Post, dfie zur Foflge hatten, dass fin dfie-

sen Berefichen kefine neuen Verbeamtungen statt-

Abb. 4
Entwfickflung der Anzahfl der Pensfionärfinnen und Pensfionäre des Bundes von 2015 bfis 2050
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fanden. Darüber hinaus wurde nach der deutschen 

Vereinigung die Zahl der Berufssoldatinnen und Be-

rufssoldaten erheblich reduziert und auch bei den 

Beamtinnen und Beamten gab es einen Stellenab-

bau. Abbildung 4 verdeutlicht den Rückgang der 

Zahl der Ruhegehaltsempfängerinnen und -emp-

fänger des Bundesbereichs von 459  000 im Jahr 

2015 auf rund 265  000 im Jahr 2050. Dies entspricht 

einem Rückgang um 42 %. Betrachtet man nur den 

unmittelbaren Bundesbereich, so steigt die Zahl 

der pensionierten Beamtinnen/Beamten sowie die 

der Richterinnen/Richter entsprechend der allge-

meinen demografischen Entwicklung bis zum Ende 

der 2030er-Jahre an und sinkt dann bis 2050 wieder 

etwas ab. Damit müssen am Ende des Vorausbe-

rechnungshorizonts voraussichtlich 12 % mehr Pen-

sionärinnen und Pensionäre des unmittelbaren Bun-

desbereiches versorgt werden als 2015.

Inwieweit unterschätzt man die künftige Zahl der Pen-

sionärinnen und Pensionäre des Bundes, wenn man 

anstelle der Sterbetafel für Beamtinnen und Beam-

te die für die Gesamtbevölkerung verwendet? Hier-

für führte das Statistische Bundesamt eine alternati-

ve Simulationsberechnung zum Versorgungsbericht 

mit Bevölkerungssterbetafeln durch. Das Ergebnis 

zeigt Abbildung 4, die die Bestandsentwicklung in 

Abhängigkeit von der verwendeten Sterbetafel dar-

stellt. Die niedrigere Lebenserwartung der Gesamt-

bevölkerung wirkt sich bereits unmittelbar ab dem 

ersten vorausberechneten Jahr aus, sodass der Kur-

venverlauf bei Verwendung der Sterbetafel für die 

Gesamtbevölkerung unter der ursprünglichen Ent-

wicklung liegt. Der prozentuale Abstand erreicht in 

den 2040er-Jahren sein Maximum von – 10 % (Bun-

desbereich insgesamt) beziehungsweise – 8 % (un-

mittelbarer Bundesbereich) und verringert sich dann 

wieder etwas. Letzteres liegt daran, dass sich der 

momentane Abstand der Lebenserwartung annah-

megemäß verringert (siehe Abschnitt 3.1). Auch 

ohne Simulationsrechnung kann man grob über-

schlagen, dass eine um ein Jahr geringere Lebens-

erwartung im durchschnittlichen Pensionierungsal-

ter langfristig zu einem um rund 5 % verminderten 

Bestand an Pensionärinnen und Pensionären führt, 

wenn man von rund 20 Zahljahren an Pensionsbe-

zügen ausgeht (1/20 = 5 %).

3.4 Entwicklung der Ausgaben für Pensionen

Um die Ausgabenseite zu betrachten, werden die 

Versorgungsausgaben ins Verhältnis zum künftigen 

Bruttoinlandsprodukt gesetzt. Da die Versorgungs-

bezüge und das Bruttoinlandsprodukt sich annah-

megemäß identisch entwickeln, nimmt die Versor-

gungsquote einen qualitativ vergleichbaren Verlauf 

zur Bestandsentwicklung. Somit ist auch bei den 

Ausgaben für Pensionen mit einem deutlichen Rück-

gang zu rechnen.

Tabelle 2 fasst darüber hinaus zusammen, um wie 

viel Prozent die projizierten Pensionsausgaben nur 

aufgrund der Verwendung der Sterbewahrscheinlich-

keiten von Beamtinnen und Beamten erhöht sind. Die 

Annahme zur höheren Lebenserwartung sorgt bis et-

wa 2045 für einen steigenden Abstand der beiden 

Versorgungsquoten um bis zu 11 %, im Jahr 2050 

sind es dann noch rund 10 % mehr. Zu beachten ist, 

dass die Versorgungsquote tatsächlich bereits im 

Jahr 2015 aufgrund der Langlebigkeit von Beamten 

deutlich erhöht ist. Die Versorgungsquoten in Tabel-

le 2 unterscheiden sich anfänglich jedoch nicht, da 

die wirkliche Versorgungsquote gemeinsamer Aus-

gangspunkt für beide alternativen Vorausberech-

nungen ist.

4 Fazit/Schlussfolgerung

Die in diesem Artikel vorgestellten Analysen haben 

die bisherigen Befunde zu einer höheren Lebenser-

wartung von Beamtinnen und Beamten gegenüber 

der Gesamtbevölkerung bestätigt und auf den ak-

Tab. 2  Versorgungsquote für die Ruhegehaltsempfängerinnen 
           und -empfänger

ohne Berücksichtigung der 
höheren Lebenserwartung 

von Beamtinnen und 
Beamten

mit Berücksichtigung der 
höheren Lebenserwartung 

von Beamtinnen und 
Beamten

2015 .... 0,434 0,436             +  0
2020 .... 0,400 0,417             +  4
2025 .... 0,377 0,403             +  7
2030 .... 0,356 0,387             +  9
2035 .... 0,335 0,368 +10
2040 .... 0,302 0,333 +10
2045 .... 0,263 0,291 +11
2050 .... 0,228 0,252 +10

Anteil der Pensionsausgaben am Bruttoinlandsprodukt

%

Veränderung durch 
Berücksichtigung 

der höheren 
Lebenserwartung 
von Beamtinnen

und Beamten
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tuellen Stand gebracht. Auch im betrachteten Zeit-

raum 2010/2012 wurde auf Basis einer amtlichen 

Vollerhebung von Ruhegehaltsempfängerinnen und 

Ruhegehaltsempfängern ein deutlicher Vorteil in der 

(ferneren) Lebenserwartung gemessen. Dabei ist zu 

beachten, dass aufgrund der Datenlage nur die Er-

gebnisse ab dem Alter 70 empirisch fundiert sind. 

Sterblichkeitsunterschiede vor dem Alter 70 lassen 

sich allerdings unter Berücksichtigung des ab dem 

Alter 70 beobachtbaren Anpassungstrends, der Zu-

hilfenahme eines demografischen Modells und der 

Annahme, dass sich die Sterblichkeitsunterschiede 

im Laufe des Erwerbslebens aufbauen, plausibel er-

mitteln. Dabei gilt, dass selbst bei einer relativ deut-

lichen Abweichung der (unbekannten) tatsächlichen 

Sterbewahrscheinlichkeiten von den Schätzwerten 

für junge Altersjahre die Größenordnung der Un-

terschiede in der (ferneren) Lebenserwartung ver-

gleichsweise verlässlich ermittelbar ist. Der Grund 

hierfür ist die generell sehr geringe Sterblichkeit 

in jungen Altersjahren und die somit sehr geringe 

Auswirkung von Unterschieden in den Sterbewahr-

scheinlichkeiten auf die fernere Lebenserwartung.

Die Berechnung einer Lebenserwartung in jungen 

Altersjahren im Kontext der vorliegenden Untersu-

chung ist dennoch ein hypothetisches Konstrukt, da 

der Status Beamtin beziehungsweise Beamter erst 

im Laufe des Lebens erworben wird. Eine geringere 

Sterblichkeit von späteren Beamtinnen und Beam-

ten im Vergleich zur Gesamtbevölkerung schon vor 

der Verbeamtung beziehungsweise der Berufung 

zur Berufssoldatin/zum Berufssoldaten erscheint je-

doch auch theoretisch nachvollziehbar. So sorgt bei-

spielsweise die Untersuchung der gesundheitlichen 

Eignung vor der Verbeamtung für eine Auswahl von 

Personen ins Beamtentum, die bereits zuvor gerin-

gere Sterberisiken als die Gesamtbevölkerung auf-

gewiesen haben dürften. Über weitere Gründe für 

die geringere Sterblichkeit von Beamtinnen und 

Beamten gibt es bisher keine gesicherten Erkennt-

nisse. Himmelsreicher und andere (2008) nennen 

hier die unter Beamtinnen und Beamten weit ver-

breitete private Krankenversicherung, welche die 

Versorgung im Krankheitsfall verbessert. Außerdem 

führen die zuvor genannten Autoren auch die hohe 

Arbeitsplatz- und Einkommenssicherheit und deren 

positiven Einfluss auf die Lebensführung als mög-

lichen Grund für die höhere Lebenserwartung von 

Beamtinnen und Beamten an (Himmelsreicher und 

andere, 2008, hier: Seite 279).

Im Hinblick auf eine Vorausberechnung der Versor-

gungskosten auf Bundesebene hat sich gezeigt, 

dass es sinnvoll ist, die höhere Lebenserwartung 

von Beamtinnen und Beamten einzubeziehen. Hier-

durch wird berücksichtigt, dass die Versorgungs-

ausgaben um bis zu 11 % höher liegen werden, als 

wenn lediglich die Sterblichkeit der Gesamtbevölke-

rung zur Abschätzung dieser Kosten herangezogen 

worden wäre. Trotz der Berücksichtigung dieses Ef-

fektes werden die Versorgungskosten im Bundesbe-

reich allerdings insgesamt zurückgehen. Dieser Be-

fund ist auf den ersten Blick überraschend. Durch 

das Älterwerden der Babyboomer-Jahrgänge7, und 

deren Ausscheiden aus dem Erwerbsleben im Vo-

rausberechnungszeitraum wird in vielen Kontexten 

generell mit einer deutlichen Zunahme von Versor-

gungslasten in den nächsten Jahrzehnten gerech-

net. Bei Bundesbeamten und -beamtinnen wurde 

durch die ausgebliebenen Verbeamtungen aufgrund 

von Privatisierungen in den letzten Jahrzehnten die-

ser Effekt jedoch überkompensiert, sodass trotz de-

mografischer Alterung nicht mit einer Zunahme der 

Versorgungskosten gerechnet werden muss. Aus 

diesen Gründen ergibt sich im Bundesbereich ei-

ne grundlegend andere Situation als in der Renten-

versicherung oder bei der Beamtenversorgung der 

Länder. Die grundsätzlichen Auswirkungen der hö-

heren Lebenserwartung von Beamtinnen und Beam-

ten sind natürlich auch auf Vorausberechnungen im 

Landesbereich übertragbar und sollten berücksich-

tigt werden, um bei etwaigen Vorausberechnungen 

einem Langlebigkeitsrisiko für die Versorgungsaus-

gaben entgegen zu wirken.

7		  Damit werden die 
geburtenstarken 
Jahrgänge von 
Mitte der 1950er- bis 
Ende der 1960er-
Jahre bezeichnet.
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